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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/345 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 10/69 — des 
Dr. med. Franz Schmidt, z. Z. Bielefeld, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 68 
(Remscheid) 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 20. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor; 

Unter dem 3. Februar 1967 habe er mit einem 
Abmeldeformular und einem Begleitschreiben 
seine Wohnung in Remscheid, Daniel-Schürmann- 
Straße 1, auf gegeben. Auf der Abmeldeurkünde 
und in dem Begleitschreiben habe er ausdrück- 
lich vermerkt, daß er einer Bevollmächtigten be- 
schränkte Postvollmacht erteilt habe, seine Praxis 
in seinem Haus beibehalten und ferner eine 
Wohnung in unmittelbarer Nachbarschaft Rem- 
scheids nehmen wolle. 

Trotz der klaren Formulierung und der genauen 
Ausfüllung des Formulars sei er nach behörd- 
licher Verfälschung des Abmeldeformulars durch 
die unzutreffende behördliche Eintragung - nach 
Italien - in Zusammenwirken mit der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung Nordrhein von Remscheid 
nach Italien abgemeldet worden. Seit 2^4 Jahren 
versuchen er und seine Bevollmächtigten die Ab- 
meldung in Ordnung zu bringen. Den diesbezüg- 
lichen Schriftwechsel hat er seinem Einspruch in 
Kopie beigefügt. Insoweit wird auf den Akten- 
inhalt Bezug genommen. 

Der Einspruchsführer hat gebeten, die Entschei- 
dung über seinen Einspruch dem Rechtsanwalt 
Arnold Kirschnereit, Bielefeld, Fr.-Ebert-Str. 2, zu 
übermitteln. 

Der Oberstadtdirektor der Stadt Remscheid hat 
mit Schreiben vom 17. November 1969 zu dem 
Einspruch Stellung genommen und mitgeteilt, der 
Einspruchsführer habe sich am 3. Februar 1967 
von Remscheid abgemeldet, die Abmeldung sei 
am 27. Februar 1967 beim Einwohnermeldeamt 
in Remscheid eingegangen. Bisher habe sich der 
Einspruchsführer trotz seiner Ankündigung, Rem- 
scheid als Praxissitz beizubehalten, in Remscheid 
nicht wieder angemeldet. Aus diesem Grunde 
habe er auch nicht in das Wählerverzeichnis von 
Remscheid eingetragen werden können. 

Aus den Ausführungen des Einspruchsführers 
und der Stellungnahme des Oberstadtdirektors 


der Stadt Remscheid muß geschlossen werden, 
daß der Einspruchsführer die Wahl lediglich im 
Wahlkreis 68 (Remscheid) anfechten will. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Nach § 15 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO) kön- 
nen in das Wählerverzeichnis nur die Wahlberech- 
tigten eingetragen werden, die am 35. Tage vor der 
Wahl (Stichtag) für einen Wahlbezirk bei der Melde- 
behörde angemeldet sind. Auf Grund seiner Ab- 
meldung war der Einspruchsführer nicht mehr im 
Wahlbezirk Remscheid gemeldet. Da er nicht im 
Wählerverzeichnis eingetragen war, lagen gemäß 
§ 22 Abs. 2 BWO auch nicht die Voraussetzungen 
für die Erteilung eines Wahlscheins vor. Zwar ist 
die polizeiliche Anmeldung nicht schlechthin ent- 
scheidend, jedoch Voraussetzung für die Aufnahme 
in das Wählerverzeichnis und damit für die Aus- 
übung des Wahlrechts praktisch unentbehrlich. Der 
Einspruchsführer hat sich somit aufgrund seiner 
polizeilichen Abmeldung ohne erneute Anmeldung 
im Wahlgebiet selbst des Rechts, an der Bundes- 
tagswahl teilzunehmen, begeben, so daß schon aus 
diesem Grunde sein Einspruch als offensichtlich un- 
begründet zurückgewiesen werden kann. 

Selbst wenn ein fehlerhaftes Verhalten der zustän- 
digen Wahlbehörde Vorgelegen haben würde, hätte 
dies keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
Bundestag haben können [vgl. BVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.) -]. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages - — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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